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			CFK vor Gericht 

			Ex-Staatschefin wegen Korruption angeklagt
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			Cristina Kirchner auf der Anklagebank. (Foto: Twitter)

			Buenos Aires (dpa/mc) - Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner steht erstmals als Angeklagte vor Gericht in einem Prozess wegen Korruption. Am Dienstag begann in Buenos Aires ein Verfahren gegen die ehemalige Staatschefin. Sie ist angeklagt, während ihrer Amtszeit 51 öffentliche Bauaufträge in der Provinz Santa Cruz an den Unternehmer Lázaro Báez zu überhöhten Preisen vergeben zu haben.

			Kirchner musste im Gerichtsgebäude Comodoro Py für drei Stunden auf der Anklagebank Platz nehmen und sich anhören, was ihr zur Last gelegt wird. Ihr wird vorgeworfen, „Chefin einer kriminellen Vereinigung“ zu sein. Insgesamt soll durch ihr Handeln der Staat um 46 Milliarden Pesos betrogen worden sein.

			Mitangeklagt sind der ehemalige Planungsminister Julio De Vido und mehrere weitere Ex-Funktionäre der Kirchner-Regierung, die sich seit mehreren Monaten in Untersuchungshaft befinden. Cristina Kirchner (66), die im Gerichtssaal auf Distanz zu ihren ehemaligen Mitarbeitern bedacht war, bezeichnete die Anklage als „politische Verfolgung“. 

			Gegen die Ex-Präsidentin laufen acht weitere Verfahren, die meisten wegen Korruptionsvorwürfen. Ein Urteil in dem aktuellen Prozess wird erst für 2020 erwartet. Der Prozess fällt mit dem Beginn der Wahlkampagne in Argentinien zusammen. Die linksgerichtete Politikerin hat am Samstag ihre Bewerbung für das Amt der Vizepräsidentin bekanntgegeben.

			In der Vorwoche hatte es zunächst danach ausgesehen, dass sich der Prozessauftakt verzögern würde. Der Oberste Gerichtshof hatte die Akten von der zuständigen Spruchkammer angefordert (wir berichteten). Doch nach Protesten der Regierung und der Öffentlichkeit beschränkten sich die Obersten Richter auf Kopien, sodass der Prozess wie geplant beginnen konnte.
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			Cristina will Vizepräsidentin werden

			Ex-Staatschefin tritt mit ihrem einstigen Kabinettschef an
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			Cristina Fernández de Kirchner mit ihrem einstigen Kabinettschef Alberto Fernández. (Foto: Archivbild Picture Alliance)

			Buenos Aires (dpa/mc) - Cristina Fernández de Kirchner hat ihre Kandidatur für das Amt der Vizepräsidentin angekündigt. Bei der Präsidentenwahl am 27. Oktober will die Ex-Präsidentin zusammen mit ihrem früheren Kabinettschef und jetzigen Präsidentschaftsbewerber Alberto Fernández kandidieren, kündigte die linksgerichtete Politikerin in einem am Samstag auf Twitter veröffentlichten Video an.

			Gemeinsam treten sie damit gegen Amtsinhaber Mauricio Macri an, der sich zur Wiederwahl stellt. Umfragen zufolge könnte es einen knappen Wahlausgang geben. Fernández de Kirchner regierte das Land von 2007 bis 2015. Sie hatte ihren Mann Néstor Kirchner abgelöst, der seit 2003 Präsident war.

			Alberto Fernández diente den Kirchners von 2003 bis 2008 als Kabinettschef. Er trat im Zuge des damaligen Streits zwischen der Nationalregierung und dem Agrarsektor zurück. In der Folgezeit profilierte sich Fernández im TV als Kommentator des politischen Geschehens. Insbesondere während Cristinas zweiter Amtszeit kritisierte er seine jetzige politische Partnerin scharf. Er warf ihr vor, mittels geschönter Statistiken die Armut im Land ausblenden zu wollen. 

			Doch das ist nun offenbar vergessen. Cristina griff bei der Bekanntgabe ihrer Kandidatur Macri scharf an. Dem nächsten Präsidenten stelle sich die Aufgabe, ein „erneut ruiniertes Land mit einer wieder im Armut versunkenen Bevölkerung“ zu regieren, sagte die 66-Jährige in Anspielung auf die schwere Wirtschaftskrise. 

			Ihr Mann Néstor hatte die Wirtschaft des einst reichen Landes aus der schwersten Wirtschaftskrise seiner Geschichte wieder auf den Wachstumspfad geführt. Allerdings stieß die auch von Cristina fortgesetzte dirigistische Wirtschaftspolitik zunehmend an ihre Grenzen. Zudem überschatteten Korruptionsskandale die Regierungszeit von Fernández de Kirchner, die sich derzeit in mehreren Verfahren vor Gericht verantworten muss. Alberto Fernández ist dagegen nicht in die Korruptionsermittlungen verwickelt. Der 60-Jährige gilt als ein gemäßigter und zum Dialog bereiter Politiker.

			Die Frage, die sich derzeit stellt, ist, welche politischen Kräfte sich hinter die Kandidatur Fernández / Fernández stellen. Alberto Fernández führte bereits Gespräche mit mehreren peronistischen Gouverneuren, um die Allianz auf eine breite Grundlage zu stellen.

			Doch nicht alle Bereiche des zersplitterten Peronismus fühlen sich durch den Wahlvorschlag vertreten. So erklärte Juan Schiaretti, der vor wenigen Tagen eindrucksvoll als Gouverneur von Córdoba bestätigt wurde, dass der sogenannte „Föderale Peronismus“ mit einer eigenen Kandidatur aufwarten werde. Diesem Spektrum gehören neben Schiaretti unter anderen Salta-Gouverneur Juan Manuel Urtubey, Senator Miguel Angel Pichetto und Sergio Massa, der Vorsitzende der Erneuerungsfront, an.

			(Siehe auch Meinung)
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			Neue Leitung der Seidel-Stiftung

			Klaus Georg Binder übernimmt Büro in Buenos Aires
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			Klaus Georg Binder mit Susanne Luther (r.) und Esther Stark. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT/mc) - Neue Leitung bei der Hanns-Seidel-Stiftung (HSS) in Buenos Aires: Mit Klaus Georg Binder übernimmt ein langjähriger Lateinamerika-Experte die Geschäfte des Büros der CSU-nahen Einrichtung in Buenos Aires. Der 59-jährige Professor der Volkswirtschaftslehre löst Mariella Franz ab, die die Repräsentanz am Río de la Plata seit 2010 maßgeblich mit aufgebaut hatte, nun aber als Juristin in eine Rechtsanwaltskanzlei gewechselt ist.

			Binder kam 1999 erstmals mit Lateinamerika in Kontakt, als er als Berater für die Deutsche Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) nach Kolumbien kam. Auch nachdem er 2007 bei der Seidel-Stiftung anheuerte, blieb er der Region treu, indem er als Repräsentant der Stiftung in Ecuador, Kolumbien, Venezuela und El Salvador tätig war. Ab 2014 leitete Binder das Lateinamerika-Referat in der HSS-Zentrale in München. Auch privat ist er mit Lateinamerika verbunden. Schließlich kommt seine Frau Ada aus Kolumbien.

			Zur offiziellen Amtseinführung Binders im Salon „Pur Sang“ in Buenos Aires war mit Susanne Luther die Institutsleiterin aus München angereist. In Anspielung auf Binders Lateinamerika-Affinität formulierte sie, dass der neue Repräsentant durch seine Ankunft in Argentinien eher „heim- als angekommen“ sei. Binder werde hier ein ideales Arbeitsfeld vorfinden, um seine Fähigkeiten auf akademischem und politischem Gebiet einbringen zu können. 

			Von der „Generalistenrolle“, die er beim Lateinamerika-Referat in München innehatte, werde Binder nun wieder die Spezialistenperspektive einnehmen. Luther dankte bei der Gelegenheit, Binders Vorgängerin Mariella Franz, die eine „enorme Aufbauleistung“ in Buenos Aires verrichtet habe.

			Binder erklärte bei seiner Ansprache, dass er die bisherigen Projekte der Seidel-Stiftung in Argentinien fortsetzen wolle. Dazu zählte er zum einen die Förderung der Zusammenarbeit auf Parlamentsebene zwischen dem argentinischen Kongress sowie dem Bundestag und dem bayerischen Landtag. Des Weiteren nannte er Hilfe bei der Ausbildung der Polizei von Buenos Aires sowie die Unterstützung ausgewählter öffentlicher Behörden als Schwerpunkte des hiesigen Engagements. 

			Darüber hinaus will Binder auch dafür sorgen, dass sich die Seidel-Stiftung künftiger stärker ins Landesinnere Argentiniens wenden wolle. Zudem soll die Arbeit des hiesigen HSS-Büros auf die Nachbarländer Paraguay und Uruguay ausgedehnt werden.

			Das Lateinamerika-Referat in München übernimmt Binders einstige Mitarbeiterin Esther Stark, die ebenfalls bei der Veranstaltung in Buenos Aires anwesend war. Stark führte aus, dass sich die Seidel-Stiftung weltweit durch politische Beratung und Bildung für Demokratie, Frieden und Entwicklungsarbeit einsetze. Derzeit gebe es mehr als 80 Projekte in insgesamt 55 Ländern. 

			Als eines der Ziele für Landamerika nannte sie die Gleichberechtigung der indigenen Frauen. Als Problem nannte sie die Korruption, die es zu bekämpfen gelte. In Argentinien wolle sich die Seidel-Stiftung weiterhin für die Stärkung einer pluralistischen Demokratie einsetzen.

			Die Seidel-Stiftung wurde 1967 gegründet. Namenspatron ist der ehemalige bayerische Ministerpräsident und CSU-Parteivorsitzende Hanns Seidel. Hauptsitz der Stiftung ist in München. 

			In dem Büro in Buenos Aires, das sich in der Straße Montevideo 1669 befindet, gehören neben Klaus Georg Binder auch Maya Kleine (Verwaltung) und María Candela Romero (Projektbetreuung) zum festen Team.
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			Die Woche in Argentinien

			Keine Einigung mit Lavagna

			Der gemäßigte Peronismus steckt derzeit in der Krise. Den maßgeblichen Akteuren ist es nicht gelungen, einen Weg zu finden, Roberto Lavagna in ihr Bündnis „Föderale Alternative“ (AF) zu integrieren. Dies gab Córdobas Gouverneur Juan Schiaretti am Dienstag bekannt. Lavagna, einst Wirtschaftsminister (2002 bis 2005), hatte erst vor wenigen Tagen gegenüber dem Onlineportal „Infobae“ erklärt, Präsidentschaftskandidat werden zu wollen. Doch dies muss er nun wohl außerhalb des Bündnisses AF machen. Denn dort bestehen die Spitzenkräfte darauf, dass Lavagna sich zunächst bei den Vorwahlen gegen andere mögliche Vorkandidaten durchsetzen müsse. Der Ex-Wirtschaftsminister, der sich bereits 2007 schon einmal für das höchste Staatsamt beworben hatte, forderte seinerseits hingegen, als alleiniger „Konsenskandidat“ der Wahlallianz aufgestellt zu werden. Erste Konsequenz: Lavagna war nun nicht wie ursprünglich geplant bei dem Spitzentreffen der AF, an dem neben Schiaretti auch Saltas Gouverneur Juan Manuel Urtubey, Senator Miguel Pichetto sowie Sergio Massa, der Vorsitzende der Erneuerungsfront (FR), teilnahmen. Bei der Gelegenheit stellte Schiaretti klar, dass das Wahlbündnis erst bei den Vorwahlen am 11. August seinen Kandidaten für die Präsidentschaftswahlen am 27. Oktober definiert - und nicht schon vorher durch Konsens.

			Streik am Mittwoch

			Sie wollen mal wieder das Land lahmlegen: Für kommenden Mittwoch (29. Mai) hat der Gewerkschaftsverband CGT zu einem neuen Generalstreik aufgerufen. Grund ist die Unzufriedenheit der Arbeitnehmervertreter mit der Wirtschaftspolitik der Regierung von Präsident Mauricio Macri. Erst am 30. April bzw. 1. Mai hatte es Streiks gegeben. Zahlreiche Einzelgewerkschaften haben angekündigt, sich dem Ausstand am Mittwoch anschließen zu wollen. Wie das gewerkschaftliche Onlineportal „Gestionsindical“ mitteilte, wird es am Streiktag weder Flüge, noch Züge, U-Bahnen, Busse oder Schiffsverkehr geben. Die Müllabfuhr arbeitet nicht. Ebenso wenig die Banken, die Zeitungsausträger oder die Post. In Mitleidenschaft gezogen werden auch die Schüler. Sicher sei, dass es an den Grundschulen keinen Unterricht gebe, hieß es auf dem Portal. In den öffentlichen Krankenhäusern wird nur eine Basisversorgung angeboten.

			Sieg der Peronisten

			Die Provinz La Pampa bleibt in Händen der Peronisten. Mit Sergio Ziliotto setzte sich der Kandidat der Justizialistischen Front für La Pampa (FreJuPa) mit 52,7 Prozent der Stimmen klar durch gegen Daniel Kroneberger, den Bewerber des nationalen Regierungsbündnisses „Cambiemos“ (Verändern wir), der 31,9 Prozent erhielt. Ziliotto folgt an der Spitze der Provinzverwaltung auf Carlos Verna, der aufgrund einer Krebserkrankung nicht noch einmal kandidierte. Ziliottos Sieg fiel auch deshalb so deutlich aus, da er als Kandidat eines breiten peronistischen Bündnisses ins Rennen ging. Diesem gehörten sowohl Kirchner-treue als auch gemäßigte Peronisten an. Das nationale Regierungslager setzte hingegen seine Niederlagenserie auf Provinzebene fort. In La Pampa war die Schlappe nun besonders heftig, da die Macri-Getreuen in der Provinzhauptstadt Santa Rosa noch den Bürgermeisterposten verloren. So musste sich Amtsinhaber Leandro Altolaguirre seinem Widersacher Luciano Di Nápoli, der der Kirchner-Nachwuchsorganisation „La Cámpora“ angehört, geschlagen geben. Auch in General Pico, der zweitgrößten Stadt der Provinz, setzte sich mit Fernanda Alonso die Kandidatin des Peronismus durch.

			Norwegian Air unzufrieden

			Die norwegische Billigfluggesellschaft „Norwegian Air“ erwägt offenbar, sich aus Argentinien zurückzuziehen. Dies berichtet das Luftfahrtnachrichtenportal aero.de. Demnach gebe Norwegian Air-Finanzchef Geir Karlsen seiner Airline noch bis August Zeit, um schwarze Zahlen zu schreiben. „Wenn wir bis dahin keinen Gewinn machen, entscheiden wir uns“, zitiert das Portal den Manager. Norwegian Air ist seit Oktober letzten Jahres mit Inlandsflügen in Argentinien aktiv. Im Zuge der Liberalisierung des argentinischen Luftfahrtmarktes erhielt die Fluggesellschaft die Erlaubnis, mehr als hundert Routen zu bedienen. Gleichwohl blieb das bisherige Engagement hinter den Erwartungen zurück. Die hiesige Luftfahrtinfrastruktur sei nicht auf ein schnelles Wachstum vorbereitet, berichtet das Portal. Hinzu komme die allgemein schlechte Wirtschaftslage und der Umstand, dass Norwegian Air mit dem Startup-Unternehmen Flybondi einen harten Konkurrenten habe, das mit Niedrigstpreisen um Kunden buhlt.

			Parteispenden erlaubt

			Unternehmen dürfen zukünftig wieder Wahlkampagnen finanziell unterstützen. Die Deputiertenkammer verabschiedete vor wenigen Tagen ein entsprechendes Gesetz, das ein vor zehn Jahren beschlossenes Verbot wieder aufhob. 148 Abgeordnete votierten für die Wiederzulassung der Parteispenden, 69 waren dagegen. Vor allem die Regierungsallianz „Cambiemos“ (Verändern wir), die gemäßigten Peronisten, die Erneuerungsfront sowie Vertreter regionaler Bündnisse stimmten mit Ja. Das Kirchner-Lager und andere linksgerichtete Parlamentarier widersetzten sich. Im Regierungslager wich Elisa Carrió von der Generallinie ab und votierte wie die genannten Oppositionskräfte mit Nein.

			Neuer Fußgängerbereich

			Im Hafenbereich der Hauptstadt gibt es ab sofort einen neuen Bereich für Fußgänger. Der 13,6 Hektar große „Parque del Bajo“ befindet sich grob zwischen dem Puerto Madero und dem Microcentro, genauer gesagt zwischen den Straßen Paseo Colón und Leandro N. Alem bzw. Belgrano und Corrientes. Die neue Anlage ist entstanden aus der Verbindung der Vorplätze von Hauptzollamt und Kulturzentrum „Néstor Carlos Kirchner“ (CCK) sowie den Gärten des Libertador-Gebäudes. Die Neuerung ist Teil einer Neugestaltung des gesamten Areals. So ist auch eine Unterführung für den Lkw-Verkehr im Bau, die in Kürze eingeweiht werden soll. (AT/mc)
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			Die Überraschung

			Von Juan E. Alemann

			Nachdem alle Welt auf die Entscheidung von Cristina wartete, ob sie sich als Präsidentschaftskandidatin antritt oder nicht, hat sie eine Alternative hervorgezaubert, an die überhaupt nicht gedacht wurde: Sie stellt sich als Kandidatin für die Vizepräsidentschaft auf und Alberto Fernández als Präsidentschaftskandidat. Was sie damit beabsichtigt, hat sie nicht gesagt, so dass jetzt allerlei Interpretationen aufkommen.

			Alberto Fernández war Kabinettschef unter Néstor Kirchner und am Anfang der Regierung von Cristina. Vorher war er Vertreter von Néstor Kirchner in Buenos Aires gewesen, und zur Zeit von Cavallo als Wirtschaftsminister war er geichzeitig Leiter der Aufsichtsbehörde des Versicherungswesens. Und weiter zurück war er einer von vielen Justizbeamten (aber nicht Richter). In den letzten acht Jahren war er nicht direkt in der Politik aktiv, obwohl er oft im Fernsehen auftrat, aber eigentlich mehr als politischer Kommentator und nicht als aktiver Politiker. Erst vor einigen Monaten nahm er Kontakt mit Cristina auf, und offensichtlich wurde dabei die enge Beziehung wieder hergestellt, die er als Kabinettschef mit ihr hatte. 

			Zunächst wurde davon ausgegangen, dass Cristina auf diese Weise die Peronisten ansprechen will, die nicht zum Kirchnerismus gehören. Alberto Fernández soll ihr dabei Stimmen bringen. Ebenfalls wird spekuliert, dass sie mit Fernández als Kandidat erwartet, dass die Zahl der negativen Stimmen sinkt, die sehr hoch ist und sie behindert, sich in einer Zweitwahl durchzusetzen. Ob dies zutrifft sei dahingestellt. Auf der anderen Seite kann sie jetzt auch Wähler verlieren, die nur für sie als Person und sonst für niemand stimmen. 

			Allein, darüber hinaus dürfte es um etwas ganz anderes gehen. Cristina dürfte sich der Tatsache bewusst sein, dass sie im Fall eines Wahlsieges eine äußerst kritische Lage übernimmt, die noch dadurch verschärft wird, dass die internationale Finanzwelt ihr ein tiefes Misstrauen entgegenbringt, was in einem massiven Rückzug von argentinischen Wertpapieren und Krediten an Argentinien, auch privaten, zum Ausdruck kommen würde. Das macht die Beziehungen mit dem Internationalen Währungsfonds noch kritischer. Auch würde US-Präsident Donald Trump ihr gegenüber nicht so großzügig sein, wie er es bei Macri ist. Ob sie ihn in ihrem jüngsten Vortrag im Saal von “La Rural” gelobt hat, um ihn wohlwollend zu stimmen, wäre wohl etwas zu weit gedacht.

			Alberto Fernández müsste als Präsident zunächst die schmutzige Arbeit machen. Wer immer am 10. Dezember 2019 als Präsident antritt, muss die Staatsausgaben weiter kürzen, Lohnerhöhungen eindämmen und sich mit der Rezession oder ihren Folgen auseinandersetzen. Die allgemeine Illusion vieler Kirchneristen, dass dann magisch erreicht wird, dass die Arbeitslosigkeit stark abnimmt, der Reallohn spürbar zunimmt und die Unternehmen wieder voll ausgelastet sind, dürfte ziemlich schnell platzen. Und dann kommt die Enttäuschung. 

			Die Kirchners konnten eine populistische Politik durchführen, weil sie von einer tiefen Rezession kamen, über hohe Erdöl- und Gasreserven verfügten, die öffentlichen Dienste dank der Menem-Privatisierungen in Ordnung waren und zunächst keine Zinsen und Amortisationen auf die Staatsschuld gezahlt wurden. Und nicht zuletzt erreichte der Preis für Sojabohne einen Rekordstand, und auch die Preise für Getreide lagen hoch. Diese Voraussetzungen sind jetzt nicht gegeben, so dass der Populismus jener Zeit nicht mehr möglich ist. Damit soll Alberto Fernández fertig werden, mit ihr im Hintergrund und als politische Reserve. Sie könnte ihn auch jederzeit zum Rücktritt zwingen und wäre dann Präsidentin.
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			Im Blickfeld: Hopp und Ex

			Von Stefan Kuhn

			Austria, Ibiza - schaut man sich die Reaktionen auf die österreichische Regierungskrise an, kommt man aus dem Staunen nicht mehr raus. War das ein Lehrstück dafür, dass man mit Rechtspopulisten keine Regierungskoalitionen eingehen darf, weil diese demokratische Grundprinzipien aushöhlen wollen, und sich dem Meistbietenden anbiedern? Haben bei der Aufdeckung des Skandals etwa ausländische Geheimdienste ihre Hand im Spiel gehabt, die das erfolgreiche konservativ-nationale österreichische Regierungsprojekt torpedieren wollen? Die Bandbreite der Kommentare ist enorm, ihre Aussagen sind zum Teil mehr als krass. Die Wahrheit dürfte viel banaler sein: Da wurde ein machtgieriger rechtspopulistischer Politiker Opfer seiner eigenen Blödheit. Oder seiner Schwächen: Macht, Frauen und Alkohol.

			Die Geschichte ist schnell erzählt, vor allem weil sie noch viele Lücken hat. Hans Christian Strache, Chef der aufstrebenden österreichischen Rechtspartei FPÖ, reist vor den Nationalratswahlen 2017 auf die spanische Baleareninsel Ibiza und trifft sich dort mit einer angeblichen russischen Oligarchen-Nichte, die Interesse an Investitionen in Österreich zeigt. Die Dame ist attraktiv, der Wodka fließt und Strache kommt vom Schwärmen ins Prahlen. Es geht um den Kauf der „Kronenzeitung“, dem auflagenstärksten Boulevardblatt des Landes. Mit dem ließe sich Stimmung zugunsten der FPÖ machen, und dafür könnte sich Strache über die Vergabe von Staatsaufträgen dann erkenntlich zeigen. Mit zunehmendem Alkoholgenuss spricht der Chef der „Blauen“ auch von der gesetzeswidrigen Möglichkeit, der Partei indirekt Spenden zukommen zu lassen, und nennt einige Großspender.

			Insgesamt soll der illegale Mitschnitt des Treffens, bei dem auch der FPÖ-Funktionär Johann Gudenus, dessen Frau und ein unbekannter Mann teilnahmen, sieben Stunden umfassen. Es war den deutschen Printmedien „Der Spiegel“ und „Süddeutsche Zeitung“ zugespielt worden. Diese haben nur kurze, politisch relevante Sequenzen öffentlich gemacht. Dass sie das getan haben, ist presserechtlich und auch moralisch gerechtfertigt. Es ging nicht um ein privates Saufgelage mit amourösem Beiwerk, sondern um Aussagen von politischer Tragweite. Strache ist kein anonymer Wiener auf Abwegen, sondern eine Person der Zeitgeschichte. Und weil er und seine Partei dafür stehen, Anstand und Moral zurück in Politik zurückzubringen, bestand fast schon eine Pflicht zur Veröffentlichung.

			Die Lehre aus dem Stück ist aber nicht, dass die Rechtspopulisten korrupt sind, sondern dass es bei ihnen wie auch in anderen Parteien Korrupte gibt. Der der Politik immanente Drang zum Machtgewinn oder Machterhalt macht sie anfälliger für Korruption. Mit der politischen Ideologie hat das wenig zu tun, mehr dagegen mit der Persönlichkeit von Politikern. Strache gehört zu dieser Klasse von Politikern, die fast Alles machen würden, um nach Oben zu kommen. Was die „Kronenzeitung“ angeht, wurde auf Ibiza kein Anschlag auf die Pressefreiheit in Österreich geplant. Die Zeitung selbst ist ein Anschlag auf die Pressefreiheit. Es gibt nur wenige Printmedien, die einen derart großen Einfluss auf die Politik eines demokratischen Landes haben. In dem fast schon monopolartigen Blatt geht es nicht um Berichterstattung, sondern um Meinungsmache. Deshalb war Strache so begeistert von der Idee, die Zeitung zu kaufen.

			Das heißt nicht, dass die FPÖ eine Partei wie alle anderen ist. Die Pressefreiheit etwa ist den Rechtspopulisten wie vielen anderen Parteien mit autoritären Zügen ein Dorn im Auge. So will die FPÖ unter anderem den öffentlich-rechtlichen Rundfunk des Landes unter Staatskontrolle bringen. Eine Zeitlang schien es, als hätten Strache und Konsorten mit der Regierungsbeteiligung Kreide gefressen. Aber wenn man genauer hinschaut, gab es zu viele Skandale und Skandälchen, bei denen der konservative Bundeskanzler Sebastian Kurz beide Augen zugedrückt hat. Bei der offenen Fremdenfeindlichkeit der Partei mag ihm das noch leicht gefallen sein, beim weit verbreiteten Antisemitismus der Partei weniger. Kurz ist ein treuer Freund Israels, und Israel boykottiert Veranstaltungen, bei denen FPÖ-Funktionäre dabei sind.

			Es ist traurig, dass die österreichische Regierungskoalition nicht deswegen zerbrochen ist, sondern weil deren Vizekanzler im Suff dummes Zeug von sich gegeben hat. In Wodka veritas mag man sagen, aber das dürfte von den FPÖ-Anhängern kaum jemand ernst nehmen. Strache selbst strickt schon an einer Dolchstoßlegende. Er will die Auftraggeber ermitteln und seine Unschuld beweisen. Dabei hilft ihm, dass wichtige Fragen noch offen sind. Die wichtigste davon ist: Warum wurde das Video nicht schon vor der Nationalratswahl 2017 veröffentlicht? Unschuldig ist er deswegen allerdings nicht. Er wurde zwar auf illegale Art und Weise bespitzelt, aber das macht seine Aussagen nicht ungesagt.

			Für breite FPÖ-Kreise, Identitäre und rechte Verschwörungstheoretiker ist die Sache klar. Die Falle ist Teil des großen Umvolkungsplanes, bei dem die Bevölkerung Europas ausgetauscht werden soll. Österreich wehrt sich dagegen und wurde deshalb sabotiert. Wenn es nicht so viele Menschen gäbe, die das ernsthaft glauben, könnte man sich über derartigen Humbug totlachen.

			Man solle wegen des politischen Erdbebens in Österreich keine „Schadenfreude“ empfinden, rät eine deutsche Tageszeitung. Das ist leichter gesagt als getan, denn Freude oder Schadenfreude ist so ziemlich das Einzige, was dieses Schmierentheater hergibt. Freude darüber, so drückt es eine österreichische Freundin aus, „dass da Strache weg is und da Kickl ‚rausgekickt‘ wurde.“
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			Randglossen

			Die Nominierung von Alberto Fernández durch Cristina K. als Präsidentschaftskandidat ist wirklich merkwürdig, und nicht nur weil es das erste Mal in der Weltgeschichte ist, dass der Vizepräsident den Präsidenten stellt, und nicht umgekehrt. Alberto Fernández hatte die Regierung 2008 als Kabinettschef verlassen, als sich die Kirchners mit den Landwirten auch mit dem Clarín-Konzern gestritten hatten, mit dem Alberto F. gute Beziehungen unterhielt. Er wurde danach als Verräter beschimpft. Das quittierte A. Fernández mit einer starken Kritik an Cristina, von der er u.a. sagte, dass sie in ihrer zweiten Amtszeit überhaupt nichts Positives aufweisen könne. Er ist persönlich das Gegenteil von Cristina, weshalb man im Fall eines Wahlsieges sofort Kurzschlüsse erwarten kann. Cristina ist autoritär, vermeidet den Dialog und steht ideologisch den Montonero-Terrroristen nahe, die Perón schließlich hart bekämpfte. Alberto hingegen ist ein traditioneller Peronist, mit viel Pragmatismus, und stets zum Dialog bereit.

			Wer den Schaden hat, muss sich um den Spott nicht bemühen. Das erfährt derzeit Österreichs Ex-Vizekanzler HC Strache, wobei das Kürzel nicht für „honoris causa“ steht. „Der langjährigen Forderung der FPÖ nach mehr Videoüberwachung wurde Rechnung getragen“, schreibt etwa der österreichischer Sportkommentator Walter Reiterer auf Twitter. Doch viel interessanter ist die Frage, warum sich Strache bei seiner Rücktrittserklärung auch bei seiner Frau entschuldigte. Die veröffentlichten Ausschnitte des Ibiza-Videos geben da keinen triftigen Grund her. Mit seinem mea culpa hat der Rechtspopulist die Spekulationen angeheizt, was auf den restlichen sieben Stunden des Videos zu sehen ist.

			Strache hin oder her, dieser Platz gehört Donald Trump. Strache kann im Suff nicht annähernd so viel Blödsinn verzapfen wie der US-Präsident nüchtern twittern. In einem seiner jüngsten Tweets beschwerte sich Trump über seinen Leib- und Magensender Fox News. Dieser behandelt den Präsidenten in etwa so wie einst die „Prawda“ den Generalsekretär der KPdSU, aber das reicht Trump nicht. Seiner Meinung nach berichtet Fox News zu viel über Pete Buttigieg, einen demokratischen Vorkandidaten für die Präsidentschaftswahlen. Der 37-jährige Buttigieg ist Bürgermeister von South Bend (Indiana), homosexuell und wird wohl kaum ein Gegner bei den Präsidentschaftswahlen im kommenden Jahr werden. Aber vielleicht tut man Trump ja Unrecht. Vielleicht ist seine Furcht nicht grundlos. 2015 glaubte auch kein Mensch, dass ein mittelmäßig begabter TV-Entertainer und Möchtegern-Milliardär im Pensionsalter ein Jahr später US-Präsident werden würde.
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			Staatsfinanzen im April: primärer Überschuss und Gesamtdefizit

			Die Staatsfinanzen schlossen April mit einem primären Überschuss von $ 499 Mio., der sich mit einem Defizit von $ 10,34 Mrd. Im gleichen Vorjahresmonat vergleicht. Doch die Zinslast betrug im April 2019 $ 66,57 Mrd., gegen $ 33,12 Mrd. im gleichen Vorjahresmonat (+101%), so dass sich gesamthaft ein echtes, finanziell benanntes Defizit von $ 66,07 Mrd. ergibt, das 52% über dem vorjährigen Defizit von $ 41.56 Mrd. liegt. 

			Die gesamten laufenden Einnahmen lagen mit $ 277,43 Mrd. um 43,8% über den vorjährigen von $ 192,96 Mrd. Doch bei den Einnahmen wurde auch ein Zuschuss des Sonderfonds der ANSeS als laufende Einnahme gebucht, obwohl diese Einnahmen für die Rentner bestimmt sind. Bei den Einnahmen hat sich die Tatsache ausgewirkt, dass es im April des Vorjahres keine Exportzölle gab, da diese erst im Juli 2019 allgemein eingeführt wurden.

			Die gesamten primären Ausgaben (ohne Zinsen) lagen mit $ 276,93 Mrd. um 36,2% über den $ 203,31 Mrd. des Vorjahres. Die Zunahme beruht im Wesen auf der Erhöhung der Gehälter und der Renten u.a. sozialer Zahlungen. Die Zunahme lag unter der Inflation, die in 12 Monaten zum April 55,8% betrug, so dass eine reale Abnahme vom 14,3% stattgefunden hat. Die hohe Inflation hat beiläufig erlaubt, die Staatsausgaben real zu verringern.

			In den ersten 4 Monaten 2019 wurde ein primärer Überschuss von $ 10,84 Mrd. erreicht, was 0,1% des Bruttoinlandsproduktes darstellt, 0,3 Prozentpunkte weniger als im Vorjahr. Dabei stiegen die Einnahmen um 40,8% und die Ausgaben um 32,2%. Doch das Gesamtdefizit, mit Zinsen auf die Staatsschuld, erreichte in 4 Monaten $ 180,55 Mrd., gleich 0,9% des BIP und inflationsbereinigt 12% weniger als im Vorjahr. Das ist darauf zurückzuführen, dass die innerstaatliche Schuld, die weitgehend auf Pesos lautet, sich wegen der hohen Inflation verwässert hat.
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			Erdölforschung auf dem Meeresgrund

			Die Regierung hat 13 Unternehmen eine Konzession zugeteilt, um nach Erdöl- und Gasvorkommen auf dem Meeresgrund zu forschen und es bei Erfolg zu fördern. Die Unternehmen haben sich dabei zunächst zu Investitionen von u$s 724 Mio. verpflichtet, wobei der Betrag noch stark steigt, wenn größere Lager entdeckt werden und eine Ausbeutung in großem Ausmaß beginnt. Die Zuteilung erfolgte an folgende Firmen: YPF, Wintershall, Tecpetrol, Total, Pluspetrol, Shell, British Petroleum, Equinor, Qatar Petroleum, Exxon Mobil, ENI, Mitsui und Tullow. 

			Es handelt sich um die größte Ausschreibung in 30 Jahren, wobei dabei auch eine bessere Kenntnis der Meeresplattform erreicht wird, die bisher kaum erforscht wurde. Nachdem jetzt in Argentinien die Kosten von Vaca Muerta als Referenz gelten, und nicht die viel niedrigeren der traditionellen Förderung, erscheint die Meeresförderung wirtschaftlich interessant. Die Kosten liegen dabei weit über denen, die bei Förderung auf dem Festland bestehen, sind aber eventuell geringer als bei Vaca Muerta. Argentinien verfügt über sehr hohe Reserven von Erdöl und Gas, dessen Förderung jedoch viel teurer ist als es bei den traditionellen Vorkommen der Fall war. Diese reale Verteuerung schafft schwierige wirtschaftliche Probleme, die die Macri-Regierung mit Entschlossenheit in Angriff genommen hat, statt sie unter den Teppich zu fegen, wie es die Kirchners gemacht haben. Die Zeiten der billigen Energiequellen sind vorbei.

			Nach der formellen Zuteilung empfing Präsident Mauricio Macri die Vertreter der Unternehmen, die Zuteilungen erhielten, in der Residenz von Olivos. Energiesekretär Gustavo Lopetegui erklärte, die Verträge würden zwischen Juni und August unterzeichnet werden.

			Die Unternehmen werden eine Frist von 13 Jahren, bzw. 11 bei Gebieten, die nahe zur Küste liegen, erhalten um die Forschung zu vollenden. Danach sollen sie, wenn die Forschung erfolgreich war, eine Konzession für 35 Jahre für die Förderung erhalten.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 46,05, gegen $ 46,33 eine Woche zuvor. Der Markt hat sich beruhigt, und die ZB ist bei ihrer Poltik der Verwaltung des Devisenmarktes erfolgreich. Dabei wird kaum noch über Devisenverkäufe und -käufe, sowie Terminverkäufe berichtet. Der Zinssatz für Leliq ging letzte Woche leicht zurück und endete am Mittwoch bei 71%. Die ZB-Reserven lagen am Mittwoch bei u$s 67,04 Mrd., gegen u$s 67,28 Mrd. eine Woche zuvor. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.4.20 bei $ 72, was einen Zinssatz von 65,90% zum Ausdruck bringt.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires weist in einer Woche zum Mittwoch eine Zunahme von 4,10% aus und liegt somit um 14,15% über Ende 2018.

			*** 

			Die Staatstitel verzeichnen in einer Woche zum Mittwoch mehrheitlich Haussen. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2021: +0,88%; Argentina 2022: +0,82%; Argentina 2026: unverändert; Argentina 2046: +1,75%, Bonar 2024: -3,13%.

			***

			Die Geldmenge, definiert als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) weist in 12 Monaten zum 20.5.19 eine Zunahme von 27,45% auf, mit einer Erhöhung von 6,04% in den letzten 30 Tagen. In 12 Monaten stieg der Notenumlauf nur um 11%, während die Bankdepositen bei der ZB um 66,73% stiegen. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, stieg in 12 Monaten um 14,13%.

			***

			Die gesamten Depositen in Pesos der lokalen Banken stiegen in 12 Monaten zum 20. Mai um 32,77% auf $ 3,1 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 1,52% auf $ 1,59 Bio zu. Die Dollardepositen stiegen in dieser Periode um 13,94% auf u$s 32,77 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 2,99% auf u$s 16,10 Mrd. ab.

			***

			Der EMAE-Index des INDEC (“Estimador mensual de la actividad económica”), der eine grobe Schätzung des Bruttoinlandsproduktes ist, lag im März um 6,8% unter dem gleichen Vorjahresmonat und (saisonbereinigt) um 1,3% unter Februar 2019. Das erste Quartal 2019 liegt um 5,7% unter dem Vorjahr und (saisonbereinigt) 0,23% unter dem 4. Quartal 2018. Der BIP-Rückgang dürfte etwas geringer sein, weil der EMAE stabilere Bereiche, besonders Dienstleistungen und die Staatsverwaltung, kaum erfasst.

			***

			Der Index der Industrieproduktion des Institutes FIEL weist im April einen interannuellen Rückgang von 9,6% aus, und gegenüber März einen von 0,5%. 

			***

			Guillermo Nielsen, der sich von 2002 bis 2006 als Finanzsekretär (mit Roberto Lavagna als Wirtschaftsminister) mit der Regelung des Ende 2001 erklärten Defaults befasst hat, und danach Botschafter in der Bundesrepublik Deutschland war, ist jetzt informeller Berater des Präsidentschaftskandidaten Alberto Fernández und würde wohl bei einem Wahlsieg Wirtschaftsminister oder Schatz-und Finanzminister sein. Er erklärte am Mittwoch, dass die Beziehungen mit dem Internationalen Währungsfonds noch gut 8 Jahre dauern werden. Damit bringt er zum Ausdruck, dass es auch bei einer anderen Regierung keinen Abbruch der Beziehungen geben werde, wie er unter Néstor Kirchner stattfand, sondern nur eine Verlängerung der Amortisationsfristen. 

			***

			Am Mittwoch hat der Senat einstimmig das Gesetzesprojekt über die Förderung der Informatik u.a. technologischen Tätigkeiten (was als Wirtschaft des Wissens zusammengefasst wird) verabschiedet, das somit jetzt zum Gesetz wird. Das Gesetz ist großzügiger als das vorangehende (aus der Regierung von Cristina K.), und kostet den Fiskus gemäß offizieller Schätzung $ 12 Mrd. im Jahr, gegen $ 3,5 Mrd. gemäss dem bisherigen Gesetz. Es sind jetzt für 10 Jahre die Ausnahme der Unternehmerbeiträge zum Pensionierungssystem und ein Gewinnsteuersatz von nur 15% vorgesehen. Außerdem wird ein Fonds gebildet, der mit 1% der Vergütungen gespeist wird, die die Unternehmen erhalten, der für die Bildung neuer Unternehmen auf diesem Gebiet bestimmt ist.

			***

			Energiesekretär Gustavo Lopetegui hat bekanntgegeben, dass die Außenhandelsbilanz bei Energie dieses Jahr voraussichtlich ausgeglichen sein werde, was seit 2011 nicht mehr der Fall war. 2018 ergab die Bilanz zwischen Exporten und Importen von Gas, Erdöl, Erdölprodukten und elektrischem Strom noch ein Defizit von u$s 2,3 Mrd. Bis April 2019 ergab die Bilanz einen Überschuss, weil im Sommer weniger Gas nachgefragt wird, so dass ein Exportüberschuss verblieb. Im Winter ist es umgekehrt, wobei Gas importiert werden muss, aber eben viel weniger, wobei das teure verflüssigte Gas entfällt, das per Schiff geliefert wird, und faktisch nur das viel billigere Gas aus Bolivien verbleibt.

			***

			Der Index der Industrieproduktion des Studienzentrums des Industrieverbandes “Unión Industrial Argentina” weist für März einen interannuellen Rückgang von 13,6% aus, und einen von 6,3% gegenüber Februar 2019. Das erste Quartal 2019 liegt um 9,3% unter dem Vorjahr. Am stärksten war der Rückgang im März bei Kfz, mit -41,1%, bei Grundmetallen mit -26,7% und bei nicht metallischen Erzen mit -14,7%.

			***

			Der Umsatz von Maschinen für die Landwirtschaft lag im 1. Quartal 2019 mit $ 9,66 Mrd., um 62,5% über den $ 5,95 Mrd. der gleichen Vorjahresperiode, berichtet das INDEC. Am meisten nahm der Umsatz bei Saatmaschinen zu, mit 223 Maschinen, gegen 155 im Vorjahr. Die Zahl der Erntemaschinen ging von 331 im Vorjahr um 10% auf 296 Einheiten zurück, und die Zahl der Traktoren nahm von 1.661 Einheiten um 28,8% auf 1.183 ab.

			***

			Die AFIP hat ein vereinfachtes System für die Zahlung der Steuer auf Zinsen eingeführt. Diejenigen, die im Jahr 2018 Zinsen bis zu $ 200.000 erhalten haben, können die Steuer per Internet bezahlen (mit einer Erklärung, die VEP, benannt wird, was “volante electrónico de pago” heisst). Die Steuer gilt bei Zinseinnahmen über $ 66.917,91. Eine andere Möglichkeit, die für all diejenigen gilt, die Zinsen auf Bankdepositen erhalten haben, besteht in einer vereinfachten Steuererklärung. Als dritte Möglichkeit besteht die traditionelle eidestaatliche Einkommensteuererklärung, die jetzt auch diese Zinsen umfasst. Die Steuer auf “finanzielle Renten”, die das Gesetz 24.730 geschaffen hat, das durch die Dekrete 976/18und 1170/18 reglementiert wurden, hat eine Zinssteuer von 5% bei Pesodepositen und von 15% bei Dollardepositen eingeführt. Bei den Pesodepositen wird ein nominelles Einkommen besteuert, das unter der Inflation liegt, so dass die Steuer den realen Verlust erhöht.

			***

			Die Getreidebörse von Buenos Aires hat die Saatfläche für Weizen für die Periode 2019/20, bei der die Aussaat unmittelbar beginnt, auf 6,8 Mio. ha geschätzt, 9,6% über dem Vorjahr und über drei Mal so viel wie 2015/16 unter der Regierung von CFK. Dies würde eine Rekordernte von 21 bis 22 Mio. Tonnen erlauben, gegen 19 Mio. Tonnen der Periode 2018/19, wobei die klimatischen Bedingungen bisher sehr gut waren, mit ausreichendem Regen, so dass der Boden die notwendige Feuchtigkeit enthält. Der internationale Weizenpreis liegt jetzt um 26% über dem Vorjahr.

			***

			Die lokale Erzeugung (oder Montage) von Mobiltelefonen lag im 1. Quartal 2019 um 33% unter dem Vorjahr, berichtet der Verband AFARTE. 2018 war die Produktion schon um 25% gegenüber 2017 gefallen. Der Rückgang ist nicht nur durch die schwache Konjunktur bedingt, sondern auch ein Sättigungsphänomen, nachdem es schon viel mehr Mobiltelefone als Einwohner in Betrieb sind.

			***

			Die Regierung hat die Staatsausgaben für 2019 um $ 13,6 Mrd. erhöht, die zum Betrag hinzukommen, der im Haushaltsgesetz vorgesehen ist. Davon werden $ 1,7 Mrd. mit höheren Steuereinnahmen u.a laufende Einnahmen gedeckt, und der Rest mit zusätzlicher Verschuldung. Von den neuen Ausgaben entfallen $ 2,3 Mio. auf Zinsen der Staatsschuld, die wegen der Abwertung gestiegen sind. Weitere $ 1,9 Mrd. werden für öffentliche Sicherheit eingesetzt. Schließlich sind $ 3 Mrd. für das Staatsunternehmen Integracion Energética Argentina (ehemals Enarsa) bestimmt.

			***

			Die Bundesregierung hat die Neuverschuldung der Provinzen (die der Genehmigung des Schatzministeriums bedarf) stark beschränkt. Im ersten Quartal 2019 wurde die Aufnahme von Schulden für insgesamt $ 30 Mrd. genehmigt, 32% unter der gleichen Vorjahresperiode. In konstanten Werten ist der Rückgang noch viel größer. Die Wirtschaftsführung will vermeiden, dass Argentinien die hohen Zinsen zahlt, die für das Land auf den internationalen Finanzmärkten gelten.

			***

			Der Index der Grossistenpreise des INDEC verzeichnet im April eine Zunahme von 4,6%. In 4 Monaten 2019 sind es jetzt 13,2%, und in 12 Monaten zum April 72,6%. Im April stiegen lokale Produkte um 4,6% und importierte um 4%. 

			***

			Der Index der Baukosten des INDEC weist im April eine Zunahme von 2% aus. In vier Monaten 2019 sind es somit 7,3%, und in 12 Monaten zum April 2019 40,2%. 

			***

			Die Kapitalflucht, die die ZB bei der Zahlungsbilanz als Differenz ermittelt (und als “Bildung von externen Aktiven des nicht finanziellen Bereiches” bezeichnet) lag im April mit u$s 2,34 Mrd. um 32% über März und um 14% über April 2018. In 4 Monaten 2019 waren es u$s 7,03 Mrd., 22% unter dem Vorjahr, aber 24% höher als die gleiche Periode von 2017 und 70% über der von 2016. Von der Kapitalflucht vom April entfallen u$s 1,28 Mrd. auf Kauf von Dollarnoten in Argentinien. Dies ist keine echte Kapitalflucht, sondern ein Übergang von Pesos auf Dollar bei der Haltung von Liquidität durch physische Personen und eventuell auch Unternehmen. Das gehört zum bimonetären System, das in Argentinien besteht. Wenn die Inflation hoch ist, steigt der Anteil an Dollar.

			***

			Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit OECD (oder OCDE auf spanisch) hat eine neue Schätzung über die Entwicklung des argentinischen Bruttoinlandsproduktes veröffentlicht. 2019 werde es um 1,8% abnehmen und 2020 um 2,1% steigen. Die OECD urteilt positiv über die Entwicklung der Staatsfinanzen, weist aber darauf hin, dass die strukturellen Reformen beschleunigt werden müssen, um die Produktivität zu erhöhen, die Exporte zu steigern und einen Wachstumsschub herbeizuführen.

			***

			Die US-Regierung hat bestimmt, dass der Prozess gegen YPF, den der Geierfonds Burford angestrengt hat, weiter vom zuständigen US-Gericht behandelt werde, und nicht auf ein argentinisches Gericht übertragen werde, wie es die argentinische Regierung beantragt hatte. Diese Entscheidung war zu erwarten. Doch die argentinische Regierung hat solide Argumente, um sich vor Gericht zu verteidigen, da es sich um ein krummes Geschäft handelt.

			***

			Das Schatzamt hat Schatzscheine (Letes) in Dollar auf 210 Tage (die am 20. Dezember 2019 verfallen) für u$s 300 Mio. zu 6,21% untergebracht. Der Zinssatz lag stark über dem der vorangehenden Ausgaben dieser Staatstitel (4,5% und 5,5%), weil die Frist über den Regierungswechsel hinausgeht. Das Interesse für diese Schatzscheine war letzte Woche gering.

			***

			Bei der Erneuerung der Gesamtarbeitsverträge liegen die Lohnerhöhungen für 2019 bei 28%. Zunächst wurde dieser Satz bei den Arbeitern der Schlachthöfe vereinbart, mit einer Zunahme von 15% im April, 8% im Juli und 5% im Oktober, plus einer einmaligen Zahlung von $ 12.000 als Ausgleich für den Reallohnverlust des Vorjahres. Im November soll dann eine Revision stattfinden. Die Lohnerhöhungen bei der Metallindustrie und der Gastronomie hielten sich mit geringen Abweichungen an das der Fleischindustrie. Allgemein ist das Ministerium für Produktion und Arbeit bestrebt, diese Größenordnung als Richtlinie durchzusetzen.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Im Erdölland Venezuela besteht eine akute Benzinknappheit, mit Rationierung und langen Schlangen vor den Tankstellen. Das ist eine direkte Folge des Rückganges der Erdölförderung, von 3 Mio. Barrel täglich vor einigen Jahren auf jetzt nur 500.000 Barrel. Das staatliche Erdölunternehmen PDVSA wies 2015 einen Verlust von u$ 6,17 Mrd. aus, nach es 2011 noch einen Gewinn von u$s 34,60 Mrd. erreicht hatte. Der Verlust ist in den letzten Jahren weiter gestiegen, so dass das Unternehmen jetzt eine Schuld von über u$s 100 Mrd. hat. Mehrere tausend Fachleute haben PDVSA und auch Venezuela verlassen, was sich direkt auf die Produktionsmöglichkeiten auswirkt. Trotz allem, liefert Venezuela weiter um die 50.000 Barrel täglich nach Kuba. Venezuela gehört zusammen mit Saudi Arabien zu den Ländern mit den höchsten Erdölreserven der Welt, mit dem Vorteil, dass die Lager nicht tief liegen, und der Hauptmarkt für den Export, die USA, nahe liegen, so dass die Transportkosten gering sind.

			***

			Die brasilianische Firma Natura & Co., die vorwiegend auf dem Gebiet besonderer Nahrungsmittel und auch der Kosmetik tätig ist, hat die Firma Avon übernommen, die sich mit dem direkten Vetrieb von Kosmetikprodukten befasst. Dadurch wird Natura eine Gesamtbelegschaft von ca. 40.000 Personen haben und in ca. 100 Ländern anwesend sein und einen Gesamtumsatz von über u$s 10 Mrd. im Jahr erreichen. Natura erwartet jetzt bedeutende Synergieffekte. Avon wurde 1886 in New York von David Mc.Conell gegründet, Natura erst 1969 in Brasilien von Luiz Seabra. Die bisherigen Aktionäre von Natura werden jetzt 76% des Kapitals halten und die von Avon 24%. 

			***

			Geschäftsnachrichten

			Aerolíneas Argentinas

			Das staatliche Luftfahrtunternehmen wies für das Jahr 2018 einen Bilanzverlust von $ 21,8 Mrd. aus, der sich mit einem Verlust von $ 6,1 Mrd. im Jahr 2017 vergleicht. Dennoch erhielt AA 2018 Subventionen vom Schatzamt von umgerechnet nur u$s 198 Mio., knapp über den u$s 197 Mio. des Vorjahres. Zwischen 2009 und 2015 betrug der jährliche Zuschuss durchschnittlich u$s 678 Mio. Die Zahl der Passagiere nahm 2019 um 200.000 (gleich 1%) ab, was sich aus einer Zunahme von 1,9% der Passagiere bei internen Flügen und einer Abnahme von 8,7% bei internationalen ergibt. Die Bruttoeinnahmen nahmen um 3% auf $ 64,6 Mrd. ab. Doch der Verlust beruht auf der Abwertung, die die Treibstoffkosten, sowie Zinsen und Amortisationen auf Schulden in Dollar stark erhöhte. Ebenfalls hängt der Rückgang der Auslandsreisenden mit der dadurch erfolgten Verteuerung zusammen.

			Volkswagen

			Trotz des akuten Umsatzrückganges hat VW die Investition von u$s 650 Mio. bestätigt, die für die Fabrikation eines neuen Modells und auch für eine Kapazitätserweiterung der Fabrik im Vorort Pacheco von 35% bestimmt ist. In dieser Fabrik werden gegenwärtig die Modelle Amarok und Suran erzeugt. Die Fabrikation des Suran wurde schon aufgegeben, um die Anlagen für das Tarek-Projekt vorzubereiten. Es handelt sich um einen Personenwagen, der schon in China, Mexiko und Russland mit den Namen Tharu verkauft wird. Die ersten Einheiten des neuen Modells sollen in Argentinien im ersten Quartal 2020 auf den Markt kommen. 40% dieses Automobiles besteht aus lokaler Fabrikation, während der Rest aus Brasilien und Mexiko geliefert wird.

			AuthO

			Dieses argentinische Informatikunternehmen hat u$s 103 Mio. auf dem internationalen Finanzmarkt aufgenommen und jetzt einen Marktwert von über u$s 1 Mrd. erreicht. Die Firma befasst sich mit Authentitätsbestätigungen und Ermächtigungen der Verwendung von Web-Programmen. Es ist das fünfte argentinische Unternehmen, das sich mit Softwareprogrammen befasst und international tätig ist, und einen Marktwert von über einer Milliarde erreicht hat. Die anderen vier sind Mercado Libre (Börsenwert: u$s 26 Mrd., Belegschaft; 7.300 Personen)), Globant (u$s 3 Mrd., Belegschaft: 7.200 Personen), Despegar (u$s 585 Mio., Belegschaft; 3.000 ) und OLX Valuación privada, die sich noch im Anfangsstadium befindet. Diese Firmen haben internationale Partner. Diese Entwicklung zeugt auch davon, dass in Argentinien viele Menschen auf dem Gebiet der Informatik gut ausgebildet und sehr talentiert sind. 

			YPF

			Das staatliche kontrolliere Erdölunternehmen hat auf dem internationalen Markt die ersten 30.000 Cbm. verflüssigtes Gas angeboten. Das Schiff für die Gasverflüssigung befindet sich im Hafen von Bahía Blanca und wird noch von YPF geprüft.

			Vicentin

			Diese größte lokalen Speiseölfabrik hat einen Kredite von u$s 150 Mio. von der niederländischen Entwicklungsbank FMO und der französischen Credit Agricole Corporate & Investment Bank (CACIB) erhalten. $ 45 der FMO laufen auf 5 Jahre und u$s 105 Mio. der CACIB auf 3 Jahre. Bei dieser letzten Bank beteiligen sich auch die Deutsche Zentralgenossenschaftsbank, die New Yorker Filiale der Bank of China, Finantia UK Ltd. (Großbritannien) und zwei Investment-Fonds von Federated Investment am Kredit. Vicentin hat 2018 eine bedeutende Erweiterung der Kapazität abgeschlossen und hat eine Belegschaft von 1.300 Personen. 

			TMH Argentina

			Diese argentinische Filiale der russischen Transmashholding und das Staatsunternehmen Trenes Argentinos Infraestructura haben den Beginn des Baus einer Fabrik für Eisenbahnwaggons für Fracht- und Personenverkehr angekündigt, bei der auch Instandhaltung und Reparaturen von Lokomotiven durchgeführt werden. Die Investition beträgt u$s 70 Mio., und die Fabrik soll auf einem Gelände von 8.800 qm in Mechita, im Bezirk Bragado, Provinz Buenos Aires, errichtet werden. Dabei sollen direkt und indirekt 1.200 Arbeitsplätze geschaffen werden. TMH Argentina hat ein Investitionsprogramm in Argentinien für u$s 200 Mio., das sich in Gang befindet.

			Mercado Libre

			Dieses vor 20 Jahren von Marcos Galperín gegründete Unternehmen, das sich vorwiegend mit Internet-Handel befasst, hat $ 45 Mio. in neue Büros in der Stadt Córdoba investiert, die eine Fläche von 6.000 qm besetzen. Die Firma ist schon seit 5 Jahren in Córdoba präsent, und fügt jetzt 170 Angestellte zu den 3.530 hinzu, die sie schon beschäftigt. Mercado Libre hat schon Büros in der Bundeshauptstadt, Córdoba, Mendoza und San Luis. Die neuen Büros in Córdoba sind Teil des Expansionsplanes von $ 1,5 Mrd. in 5 Jahren. In Córdoba sollen Modelle für künstliche Intelligenz und maschinelle Ausbildung (“machine learning”) für ganz Lateinamerika entwickelt werden.

			CCU Argentina

			Diese Bierbrauerei wird in diesem Monat Bier der Marken Grolsch und Warsteiner in ihrer Brauerei in Luján (100 km von der Bundeshauptstadt entfernt) erzeugen. Zu diesem Zweck hat die Firma $ 500 Mio. investiert (was zum heutigen Kurs u$s 11 Mio. entspricht, aber zum Zeitpunkt der Investition um die u$s 15 Mio. darstellen dürfte). CCU Argentina führt gegenwärtig ein Investitionsprogramm von $ 2,25 Mrd. durch.

			Laboratorios Bagó

			Dieses lokale Pharmaunternehmen, eines der größten des Landes, hat eine Investition von $ 200 Mio. in ihrer Fabrik in La Plata vollendet, um die Erzeugung von injizierbaren Medikamenten auf jetzt 16 Mio. Einheiten zu verdoppeln. Dabei soll jetzt auch mehr exportiert werden, vor allem nach Brasilien, Chile, Bolivien und Peru, wo die Firma schon präsent ist. Es ist auch vorgesehen nach Singapur und Thailand zu liefern. Bei der Einweihung waren die Gouverneurin María Eugenia Vidal und Kabinettsmitglieder anwesend, und auch die Direktoren Juan Pablo Bagó und Sebastián Bagó (Sohn) und der Geschäftsführer Edgardo Vázquez.
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			Eine ungewisse Zukunft und keine Lösungsvorschläge

			Von Juan E. Alemann

			Die wirtschaftliche Lage ist unbefriedigend, was der Macri-Regierung nach den dreieinhalb Jahren, die sie schon im Amt ist, ein schlechtes Zeugnis ausstellt und politisch verheerend wirkt. Das Bruttoinlandsprodukt verzeichnet einen Rückgang, der im 1. Quartal 2019 im interannuellen Vergleich um die 5% liegen dürfte, die Industrieproduktion ist stark zurückgegangen, die Arbeitslosigkeit ist gestiegen, das reale Einkommen der Bevölkerung ist stark gesunken, viele Kleinunternehmen mussten aufgeben, und größere haben sich der Krisenregelung angepasst und Teile der Belegschaft für eine bestimmte Zeit bei Zahlung eines Teils des Lohnes ausgespannt. Angesichts dieser Tatsachen ist die miese Stimmung begreiflich.

			Dennoch hat diese Regierung auf vielen Gebieten sehr viel erreicht, ganz besonders bei der Landwirtschaft, dem Energiebereich und dem Bergbau, aber auch in vielen anderen Einzelbereichen. Es besteht kein Zweifel, dass die Staatsverwaltung verbessert wurde, nicht nur weil die Korruption ausgemerzt wurde, sondern weil es einen großen Fortschritt bei der Einführung der Computertechnologie gab und die Verwaltungsverfahren in vielen Fällen vereinfacht wurden. Es wurden viele Infrastrukturinvestitionen vollzogen, und weitere befinden sich in vollem Gang. Das bei weitem wichtigste Objekt ist die gigantische Röhre neben dem Riachuelo, in der die Abfallleitungen der Unternehmen münden, so dass der Riachuelo-Fluss nicht mehr verseucht wird. Am Río de la Plata kommt dann noch eine Anlage hinzu, in der das verschmutze Wasser gereinigt und schließlich in den Fluss abgelassen wird. Dieses Sanierungsprojekt ist schon weit fortgeschritten und soll in ca. zwei Jahren beendet werden. Für 4,5 Mio. Menschen bedeutet dies einen grundsätzlichen Wandel in ihren Lebensbedingungen. Das Projekt wird schließlich an die u$s 3 Mrd. kosten. 

			Wenn Oppositionspolitiker u.a. die rhetorische Frage stellen, was die Regierung mit dem Geld gemacht hat, das sie durch Aufnahme hoher Schulden auf dem internationalen Finanzmarkt plus Krediten der Weltbank der BID u.a Banken erhalten hat, sollte die Regierung an erster Stelle mit diesen Objekt kontern. Das tut sie jedoch nicht. Der größte Teil der Bevölkerung weiß nicht einmal, was hier vor sich geht. Und über andere öffentliche Investitionen, wie die der Stadt Buenos Aires (Hebung von Eisenbahnschienen und Abschaffung von Bahnübergängen, und jetzt auch die neue tiefgelegene Straße, die die Südautobahn mit dem Hafen und der Nordausfahrt verbindet) wird nur berichtet, wenn sie fertig sind. Aber es gibt noch viel mehr, und das wird allgemein ignoriert.

			Präsident Mauricio Macri und die Regierungssprecher gehen davon aus, dass der Tiefpunkt der Rezession schon überwunden wurde und es jetzt mit zunehmendem Tempo aufwärts geht. Das sollte effektiv so sein, wird jedoch nicht gut erklärt, so dass bei vielen der Eindruck besteht, dass es sich nur um einen frommen Wunsch von Macri handelt, der einen politischen Zweck verfolgt. In der Tat fehlt eine gute Erklärung, in der ein Programm zum Ausdruck kommt, das auch eine Beschäftigungspolitik enthält. 

			Dabei muss die Regierung auch eine Lösung für die kritische Lage mit den Leliq-Schatzscheinen bieten, die mit Zinsen von über 70% (die kumuliert bei ca. 100% jährlich liegen) eine verheerende Wirkung auf das gesamte Zinsgefüge und die Wirtschaft hat. Ohne eine Lösung dieses kritischen Problems wird die Konjunktur abgewürgt und die Erholung, sofern sie überhaupt weitergeht, nur sehr langsam voranschreiten. Die Regierung vertritt hier die Auffassung, dass es sich um eine vorübergehende Erscheinung handelt, und die Normalität (was immer man darunter versteht) bald wieder eintreten werde. Das sollte jedoch eingehend erklärt werden. Doch offensichtlich wissen weder Macri noch seine für Wirtschaft verantwortliche Mannschaft, was hier getan werden muss. Dabei haben wir es an dieser Stelle mehrmals eingehend erklärt.

			Die Opposition kritisiert zwar die Macri-Regierung, besonders die Finanzpolitik, schlägt aber keine Lösungen vor. Cristina Kirchner und jetzt Alberto Fernández, wissen eben auch nicht, wie diese absurd hohen Zinsen überwunden werden können. Und auch die anderen Peronisten, wie Sergio Massa, Juan Schiaretti u.a. äußern nur Kritik und Gemeinplätze. 

			Allein, in letzter Zeit ist etwas sehr wichtiges geschehen: sowohl Alberto Fernández, wie Massa, Schiaretti, Lavagna u.a. haben sich deutlich für die Anerkennung und Zahlung der Staatsschulden ausgesprochen. Sie weisen nur darauf hin, dass mit dem Internationalen Währungsfonds über eine Streckung der Amortisationsquoten verhandelt werden muss. Das ist fast selbstverständlich und bei Fondskrediten üblich. Auch Macri müsste in einer zweiten Amtszeit eine Streckung der Zahlungen beantragen. Es ist wichtig, dass die These der linksextremen Gruppen, die auch im Kirchnerismus stark vertreten sind, dass die Auslandsschuld des Staates nicht anerkannt wird, nicht einmal erwähnt wird. Argentinien sollte keine Schwierigkeiten haben, seine Staatsschulden zu zahlen, von denen die Hälfte auf die ZB, die ANSeS u.a. staatliche Stellen, und den IWF entfällt, so dass sie problemlos erneuert werden. Hinzu kommen noch langfristige Schulden gegenüber der Weltbank, der BID u.a. Banken, die kurzfristig keine Wirkung haben. Was verbleibt, sollte kein Problem darstellen, allerdings nur mit Aufnahme neuer Schulden, die zumindest den größten Teil der Fälligkeiten decken. Kein Land kann die Staatsschuld zahlen, ohne neue Schulden aufzunehmen. Meistens wird dabei mehr neu aufgenommen, als verfällt. Es geht im Wesen nur um eine gute Finanzplanung und Einhaltung der Grundregeln des internationalen Finanzmarktes. Und das ist eine politische Entscheidung, die jetzt die Zustimmung verschiedener Präsidentschaftskandidaten erhalten hat. Für Cristina als Präsidentschaftskandidatin ging die Finanzwelt von einem neuen Default aus; bei Alberto Fernández sieht der Fall ganz anders aus. Er ist in dieser Beziehung auch nicht ideologisch vorbelastet, wie es bei Cristina der Fall ist.

			Abgesehen davon besteht bei Kirchneristen und traditionellen Peronisten allgemein das Konzept einer stärkeren Staatsintervention. Das bezieht sich an erster Stelle auf die Zahlungsbilanz, bei der Importhemmungen und vor allem eine Behinderung der Kapitalflucht in Aussicht gestellt werden. Wie diese Devisenbewirtschaftung konkret gestaltet werden soll, wird nicht gesagt, wohl auch, weil die Politiker es selber nicht wissen, und die Wirtschaftler, die sie beraten, sich hier auch nicht im Klaren sind. 

			Sowohl Fernández wie die anderen Spitzenpolitiker der Opposition sind sich bewusst, dass der nächste Präsident eine schwierige Lage meistern muss. Eine magische Überwindung der bestehenden Schwierigkeiten gibt es nicht. Und Populismus ohne Geld geht auch nicht. Deshalb sprechen sie von einem Sozialpakt, bei dem die politische Last von harten Maßnahmen, die unerlässlich sind, eine breite politische Grundlage haben, und die Regierung davon befreit, allein für harte Maßnahmen verantwortlich zu sein. Die Peronisten behaupten dabei, dass die Gesellschaft eine harte Wirtschaftspolitik bei ihnen erträgt, weil sie Vertrauen in sie hat. Das mag in früheren Zeiten so gewesen sein; ob es heute noch so ist, müsste sich noch zeigen.
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			Ethik als Bestandteil der Wirtschaftsordnung

			Von Juan E. Alemann

			Bei den gerichtlichen Verfahren, die die ehemalige Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner und ihre Bande betreffen, geht es um mehr als die Achtung der Rechtsordnung, die für alle gleichermaßen gelten muss, ohne Ausnahmen. Es handelt sich bei der Korruption auch um eine Störung des wirtschaftlichen Ablaufs, und letztlich um eine Behinderung des Wachstums und eines besseren Wohlstandes. Es geht dabei nicht nur um den Betrag, der dabei gestohlen wird, sondern um das falsche Signal, dass die Korruption der Gesellschaft, und besonders den Unternehmern stellt, sodass man Geld nicht durch Leistung, Ausbildung, Effizienz, Innovation und Investitionen verdient, eventuell auch dank glücklicher Umstände, sondern durch Regierungsentscheidungen und Betrug am Staat. Und das behindert das Wachstum. 

			Bei den Kirchners sind beim Straßenbau in Santa Cruz, der ihrem Strohmann (oder Partner) Lázaro Báez zugeteilt wurde, nicht nur die Bevorzugung gegenüber anderen Unternehmern und die Überpreise wichtig, sondern besonders die Tatsache, dass die Straßen in den meisten Fällen unnötig waren, weil es in der dünn besiedelten Provinz Santa Cruz einen minimalen Fahrzeugverkehr gibt, und Erdstraßen gut sind, weil es kaum regnet und keinen weichen Humus gibt. Mit dem gleichen Geld hätten Autobahnen in den dicht befahrenen zentralen Gegenden des Landes gebaut werden sollen, die zum wirtschaftlichen Wachstum beitragen und die Zahl der Unfälle stark verringern, so dass auch Menschenleben gerettet werden. Dass die echten Prioritäten bei Staatsinvestitionen nicht beachtet werden hat hohe Kosten für die Wirtschaft. Der Straßenbau in Santa Cruz ist nur ein Beispiel für die korruptionsbedingte Unordnung der Investitionen unter den Kirchners.

			Der Ultrakirchnerist Fernando “Chino” Navarro sagte, als er von einem Journalisten auf das Thema der Kirchner-Korruption angesprochen wurde, die Korruption sei ein Bestandteil des Kapitalismus. Womit er zum Ausdruck bringen wollte, dass sie durch das System geschaffen werde, aber nicht durch eine Entscheidung von Cristina Kirchner und ihrer Bande. Also: wenn alle stehlen, dann tanzt Cristina eben nicht aus der Reihe, und ihr Verbrechen wäre dann eigentlich nicht der Diebstahl am Staat, sondern die Tatsache, dass man sie erwischt hat. 

			Die Kirchneristen knüpfen hier an das marxistische Konzept an, dass der Gewinn als solcher eine Aneignung von Einkommen darstellt, das im Wesen den Arbeitern gehört. Marx präge für den Gewinn den Begriff “Mehrwert”, der in einem Aufschlag auf die Kosten bestand, die wiederum nur aus der Entlohnung menschlicher Arbeit bestanden. Dieses Konzept war in früheren Zeiten weit verbreitet, wobei naive Menschen sogar den Schluss zogen, dass der Kommunismus dabei billiger produzieren könne als der Kapitalismus, weil der Gewinn entfalle. Das ist eine kolossale Dummheit, die jedoch mehr durch den Zusammenbruch des Kommunismus in der Sowjetionen und ihren Satellitenstaaten widerlegt wurde, als durch das Verständnis des wirtschaftlichen Geschehens, bei dem der Gewinn als Anreiz für die Unternehmer, effizient zu produzieren, und auch als Mittel zur Kapitalbildung und der Investitionen aufgefasst wird.

			Der Wirtschaftler Josef Schumpeter ging soweit, die These aufzustellen, dass der Gewinn nur auf Innovation beruhe und ohne diese verschwinde. In der Tat pflegen Unternehmen, die sich nicht erneuern und auch keine neue Technologie einführen, schließlich keinen Gewinn haben. Es ist nicht einfach, Geld zu verdienen, und es ist im Grunde viel einfacher, es zu verlieren, was Marx nie erwähnt hat. 

			Zurück zur Ethik. Max Weber stellte in seinem berühmten Buch “Die protestantische Ethik und der Geist des Kapitalismus” die These auf, dass der Protestantismus den wirtschaftlichen Erfolg, also auch den Gewinn rechtfertige, wenn dieser auf Leistung, Innovation und Investitionen beruhe. Diese These ist beim Calvinismus sehr ausgeprägt. Der Katholizismus hingegen, verachte materiellen Wohlstand und sehe persönlichen Reichtum nicht positiv. Das betrachtet Weber als ein Hindernis für die wirtschaftliche Entwicklung, wobei er darauf hinweist, dass die protestantischen Staaten wirtschaftlich weiter vorangekommen seien als die katholischen. Das stimmte weitgehend bis zum 19. Jahrhundert, heute wohl nicht mehr. 

			Wesentlich beim Konzept von Max Weber ist, dass in einer modernen Gesellschaft hohes Einkommen, das sich aus unternehmerischem Erfolg, Leistung, Ausbildung, Kreativität, Innovation und auch Glück ergibt, ethisch anerkannt wird, aber Einkommens aus Korruption nicht. Es ist nicht so, wie es der oben zitierte Navarro sagt, dass die Korruption zum Kapitalismus gehört, sondern genau umgekehrt: der Kapitalismus, also die freie Marktwirtschaft, beruht auf ethischen Vorstellungen und wird durch Korruption gestört. 

			Hier kann man hinzufügen, dass der Staatsinterventionismus oft Korruptionsmöglichkeiten schafft, besonders wenn er in Einzelheiten geht. Wenn der Markt anonym entscheidet, kann niemand dies ändern, so dass auch niemand Geld dafür fordern kann. Wenn jedoch der Staat, also die Menschen, die die Regierung und die Staatsstruktur bilden, entscheiden, was die Unternehmer zu tun haben, dann besteht die Möglichkeit, die Entscheidungen durch ein Schmiergeld zu beeinflussen. Deshalb müsse die Staatsintervention an strenge Normen gebunden werden, die den Spielraum für die Entscheidung der Beamten einengen. 

			Die kulturelle Revolution, die die Macri-Regierung anstrebt, bezieht sich auch auf die Ethik. Deshalb sind die gerichtlichen Verfahren gegen Cristina und ihre Mitarbeiter, die in einer nachgewiesenen gigantischen Korruption verwickelt sind, so wichtig. Und es ist auch wichtig, dass Unternehmer, die Schmiergelder gezahlt haben und sich an der von der Regierung organisierten Kartellierung öffentlicher Bauten beteiligt haben, auch prozessiert werden. Gewiss: sie gerieten in gerichtliche Schwierigkeiten, weil die Spielregeln geändert wurden, und tragen nicht die gleiche Schuld wie die Beamten, die die Schmiergelder als „conditio sine que non“ für die Zuteilung eines Bauvorhabens oder eines Kaufes durch den Statt gefordert haben. Aber die Unternehmer wissen jetzt, dass dies nicht mehr geht, und ohne die Centeno-Hefte und die Vorladung vor Gericht wegen Zahlung von Schmiergeldern hätten sie es wohl nicht so deutlich wahrgenommen. 

			Es verbleibt immer eine kleine Korruption, die zum menschlichen Verhalten gehört. Gefälligkeiten, kleinere Geschenke, Gegenleistungen und auch beschränkte Schmiergelder gibt es immer, auch in fortgeschrittenen Staaten. Man muss sehr darauf achten, dass nicht alles in den gleichen Topf geworfen wird. Die Kirchneristen pflegen sich zu verteidigen, indem sie sagen, alle Regierungen seien korrupt gewesen. Das stimmt nicht, wobei auch in den Kirchner-Regierungen nicht alle hohen Beamten korrupt waren. Die Kirchner-Korruption war etwas Neuartiges in Argentinien und eventuell auch auf der ganzen Welt. Der Gesamtbetrag wird auf bis zu u$s 30 Mrd. geschätzt, und der Buchhalter der Kirchners, Victor Manzanares, sagte jetzt, allein Cristina habe ein Vermögen von u$s 10 Mrd. Er sollte wissen, wovon er redet. Diese Megakorruption ist etwas qualitativ anderes, als die Korruption vorangehender Regierungen, die immer (auch unter Menem) sehr beschränkt war. 

			Hinzu kommt bei der Kirchner-Korruption noch die Tatsache, dass die Beamten wussten, dass der Präsident selber, also Néstor Kirchner zuerst und Cristina danach, an diesem Megaraub am Staat direkt beteiligt waren, was ein klares Signal für diejenigen war, die die Möglichkeit hatten, auch Geld auf diese Weise zu verdienen. Auf spanisch bringt die Redensart “No soy el hijo de la pavota” (Ich bin nicht der Sohn der Dummen) dies zum Ausdruck. Die Kirchners haben die ganze Staatsstruktur korrumpiert, und das hat die Wirkung ihrer Korruption stark ausgeweitet und bei vielen Beamten zu einem Verhalten geführt, das nicht nur ein Verbrechen darstellt, sondern störend gewirkt hat. Besonders schlimm war der Fall bei Richtern, die sich auf diese Weise bereichert haben, wie der abgesetzte Freiler. Aber auch viele andere können die Bildung ihres Vermögens nicht erklären. 

			Eine gute Justiz, die unabhängig von der Politik ist, bei der der Richterrat eine effektive Kontrolle über die Richter ausübt (was er bisher nicht getan hat), ist ein wesentlicher Bestandteil der Korruptionsbekämpfung. Das Verhalten des Obersten Gerichtshofes ist hier besonders wichtig. Dass der Oberste Gerichtshof mit vier Stimmen und ohne Zustimmung des Präsidenten Carlos Rosenkrantz (der einzige wirkliche Jurist in dieser Zunft) einen groben Versuch unternommen hat, um zu verhindern, dass Cristina in einem Korruptionsprozess vor einem mündlichen Gericht erscheint, zeugt davon, dass dieser Gerichtshof nicht der Vorstellung einer ethischen Gesellschaft entspricht. Der Oberste Gerichtshof ist nicht befugt, in Prozesse einzugreifen, die sich in Gang befinden. Er kann nur Fälle behandeln, bei denen schon ein Urteil besteht. Der Rückzieher der obersten Richter nach dem öffentlichen Protest (indem er die Akten des Cristina-Prozesses, die er gefordert hatte, sofort zurückgegeben hat) hat unmissverständlich gezeigt, dass die Richter einer korrupten ehemaligen Präsidentin helfen wollten, und somit auch vom Korruptionsverdacht  betroffen werden. Schlimm! 

			Bei den Oktoberwahlen geht es auch um Ethik. Wenn Macri nicht wiedergewählt wird, besteht die Gefahr, dass die Gerichtsverfahren, die gegen die K-Bande, und besonders die, die gegen Cristina in Gang sind, entweder abgebrochen werden oder versanden. Alberto Fernández, der von Cristina aufgestellte Präsidentschaftskandidat, hat schon die Richter bedroht, die sich mit der Kirchner-Korruption befassen. Wenn er oder ein anderer Peronist die Wahl gewinnen würde, kann man davon ausgehen, dass die Prozesse nicht fortgesetzt würden, was ein klares Signal wäre, dass die Megakorruption als normaler Bestandteil der Gesellschaft angesehen wird. Darüber sollten sich die Wähler bewusst sein.
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